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Einführung 

Die Kartellgenehmigung steht im Schnittpunkt zwischen Kartell-
recht (Recht der Wettbewerbsbeschränkungen), öffentlichem Recht und 
Zivilrecht. Während das nationale und europäische Kartellrecht seit 
Jahren Gegenstand einer umfangreichen literarischen Bearbeitung ist, 
haben die dogmatischen Fragen des Zivil- und Verwaltungsrechts bis-
her auffallend geringes Interesse gefunden. Dies mag einmal daran 
liegen, daß zivilrechtliche und öffentlich-rechtliche Bestimmungen über 
die Kartellgenehmigung im GWB, MUV und EWGV nur spärlich zu 
finden sind, zum anderen daran, daß das nationale und europäische 
Kartellrecht fast ausnahmslos der Disziplin des Wirtschaftsrechts zu-
geordnet wurde. Die vorliegende Arbeit versteht sich als dogmatischer 
Versuch einer zivil- und verwaltungsrechtlichen Betrachtungsweise. 
Die Kartellgenehmigung lebt aus der Spannung dieser beiden Rechts-
gebiete. Diese Spannung hat ihren dogmatischen Reiz, aber auch ihre 
eigene Problematik. Der Versuch, die Kartellgenehmigung im natio-
nalen und europäischen Recht allein unter ·zivil- und verwaltungsrecht-
lichen Gesichtspunkten zu untersuchen, bedarf deshalb sogleich einiger 
einschränkender Bemerkungen. 

Wennschon der Gegenstand der Arbeit auch dem europäischen Recht 
entnommen ist, so ist doch ihr Blickpunkt ausschließlich vom natio-
nalen deutschen Zivil- und Vrerwaltungsrecht gewonnen. Diese Be-
schränkung ist nicht nur durch den Umfang der Arbeit bedingt, son-
dern vor allem auch durch den Umstand, daß inZlwischen einige Studien 
rechtsvergleichenden Inhalts zum europäischen Verwaltungs- und Zi-
vilrecht1 vorliegen. •Ein zivil- und <Verwaltungsrechtlicher Aspekt be-
dingt eine weitere, wesentliche Einschränkung: Das Kartellrecht i. e. S., 
also das Recht der Wettbewerbsbeschränkungen, bleibt außer Betracht. 
Nicht behandelt werden insbesondere die kartellrechtlichen Voraus-
setzungen der Anordnung einer Genehmigungspflicht in § 1 GWB, 
Art. 85 Abs. 1 EWGV und Art. 65 § 1 MUV, sowie die kartellrecht-

1 Vgl. statt aller Peter Becker, Der Einfluß des französischen Verwaltungs-
rechts auf den Rechtsschutz in den Europäischen Gemeinschaften (Ver-
öffentlichungen des Instituts für internationales Recht an der Universität 
Kiel, Bd. 45), Harnburg 1963; Rudolf Grupp, Der Einfluß des Artikels 85 
EWG-Vertrag und der Verordnung Nr.l7 auf die Wirksamkeit wettbewerbs-
beschränkender Vereinbarungen, Diss. Tübingen 1965, besonders S. 55 tf. 
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liehen Voraussetzungen der Erteilung einer Kartellgenehmigung in den 
§§ 4 ff. GWB, Art. 85 Abs. 3 EWGV und Art. 65 § 2 MUV. Weiter fehlt 
z. B. die Behandlung des kartellrechtlichen Rechtsschutzes und die 
Untersuchung der kartellrechtlichen Voraussetzungen für die Annahme 
eines Mißbrauchs der Kartellgenehmigung oder der Zulässigkeit von 
Auskunftspflichtauflagen. Hier handelt es sich um Fragestellungen, die 
nur auf Grund einer genauen Analyse der kartelll'echtlichen Tatbe-
standsvoraussetzungen beantwortet weroen können, die aber außer-
halb des Rahmens einer zivil- und verwaltungsrechtlichen Betrach-
tungsweise liegen. 

Die letzte Einschränkung ergibt sich aus dem hier verwendeten Be-
griff der Kartellgenehmigung. Kartellgenehmigung wird als behörd-
liche Genehmigung eines privaten Rechtsgeschäfts kartellrechtlichen 
Inhalts -V'erstanden, gleichgültig ob es sich dabei um einen Gesell-
schafts- oder um .einen Individualvertrag handelt. Die Kartellerlaubnis 
wird demgegenüber definier.t als behördliche Erlaubnis einer tatsäch-
lichen Maßnahme kartellrechtlichen Inhalts, die kein Rechtsgeschäft 
ist. Nicht behandelt wird also insbesondere die Kartellerlaubnis nach 
Art. 85 Abs. 3 EWGV für die "aufeinander abgestimmten Verhaltens-
weisen". Im •nationalen Kartellrecht werden außer acht gelassen die 
Freis.tellungskartelle nach §§ 99 ff., die Anmeldekartelle nach §§ 2, 3, 5 
Abs. 1 und 4, 5 a und 6 Abs. 1, sowie die verschiedenen Erlaubnisse 
und Genehmigungen in §§ 14, 19 Abs. 3, 20 Abs. 3, 21, 22 Abs. 4 
und 105 GWB2• Denn nur bei den Kartellgenehmigungen nach §§ 4, 5 
Abs. 2 und 3, 6 Abs. 2, 7 und 8 GWB handelt es sich um echte Kartell-
genehmigungen, bei denen hinsichtlich des Genehmigungsverfahrens, 
der privatrechtsgestaltenden Wirkung, der Nebenbestimmungen, der 
Fehlerhaftigkeit und der Aufhebbarkeit eine Parallele zu den Kartell-
genehmigungen nach Art. 85 Abs. 3 EWGV und Art. 65 § 2 MUV ge-
zogen werden kann. Die allein am nationalen Zivil- und Verwaltungs-
recht orientierte Betrachtungsweise macht schließlich Wiederholungen 
der Grundsätze des allgemeinen Verwaltungsl'echts etwa bei der Feh-
lerhaftigkeit und Widerrufbarkeit der Kartellgenehmigung unvermeid-
bar. ·Andere allgemeine Fragestellungen dagegen, z . .B. die Unterschei-
dung zwischen Be.griff, Tatbestand und Wirksamkeit eines Vertrags, 
die rechtliche Beurteilut11g des Systems der Genehmigungsbedür:litig-
keit oder die Zulässigkeit von Nebenbestimmungen, bedürfen gerade 
unter dem Blickpunkt der Kartellgenehmigung einer kritischen Neu-
besinnung. 

2 Vgl. dazu besonders Hans-Dieter Carl, Die kartellbehördliche Erlaubnis 
im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, Diss. Göttingen (ungedr.) 1960, 
s. 28 ff. 
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Die Arbeit befaßt sich im Ersten Kapitel ·zunächst mit dem Kartell-
begriff als dem Gegenstand der Kartellgenehmigung. Sie versucht 
dann, die Kartellgenehmigung in das System der Kartellpolitik einzu-
gliedern und die zivilrechtliehen Probleme, die sich aus dem Erforder-
nis der Kartellgenehmigung ergeben, zu lösen. Es folgt die Erörterung 
des Kartellgenehmigungsverfahrens (Zweites Kapitel) und der zivil-
und verwaltungsrechtlichen Wirkungen der Erteilung und Versagung 
einer KartellgenehmigUIIlg (Drittes Kapitel). Schließlich werden die 
Nebenbestimmungen, insbesondere Begriff und Zulässigkeit kartell-
rechtlicher Auflagen und Bedingungen .(Viertes Kapitel), die Fehler-
haftigkeit der Kartellgenehmigung (Fünftes Kapitel) und ihr Widerruf 
und ihre Rücknahme (Sechstes Kapitel) erörtert. 


